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von 12 Monaten, beginnend mit dem Zeitpunkt der In­
validisierung.

(2) Die monatlichen Zuschüsse werden auf 40 M erhöht, 
wenn die Tuberkulosekranken nach ordnungsgemäß abge­
schlossener stationärer Behandlung weiterhin Tuberkelbakte­
rien ausscheiden und in einer stationären Tuberkuloseeinrich­
tung oder einem Tuberkulosewohnheim untergebracht sind.

§5
Einmalige Sonderbeihilfen

Einmalige Sonderbeihilfen bis zur Höhe von 200 M können 
zur Deckung der mit einem Wohnungswechsel verbundenen 
Kosten gewährt werden an

a) Tuberkulosekranke, die auf Empfehlung der PALT allein 
oder mit ihren nächsten Familienangehörigen in ein Tu­
berkulosewohnheim übersiedeln;

b) Tuberkulosekranke, die auf Anordnung der Kreis-Hy­
gieneinspektion zur Verhütung der Weiterverbreitung 
der Krankheit einen Wohnungswechsel vornehmen müs­
sen.

§ 6
Beginn und Ende der Zahlung

(1) Entsteht der Anspruch auf Beihilfen oder Zuschüsse in 
der Zeit vom 1. bis zum 15. eines Kalendermonats, werden 
diese Sonderleistungen für den ganzen Kalendermonat ge­
zahlt; entsteht der Anspruch in der Zeit vom 16. bis zum Ende 
des Kalendermonats, werden diese Sonderleistungen für den 
halben Kalendermonat gezahlt.

(2) Endet der Anspruch auf Beihilfen und Zuschüsse bei 
ordnungsgemäßer Beendigung der stationären Behandlung in 
der Zeit vom 1. bis zum 15. eines Kalendermonats, werden 
diese Sonderleistungen für den halben Monat gezahlt; endet 
der Anspruch in der Zeit vom 16. bis zum Ende des Kalen­
dermonats, so werden sie für den ganzen Monat gezahlt.

§7

Vorzeitiger Fortfall von Sonderleistungen
(1) Wird im Laufe der Behandlung ärztlich festgestellt, daß 

keine Tuberkulose, sondern ein anderer Krankheitsprozeß vor­
liegt, so entfällt der Anspruch auf Sonderleistungen mit Ab­
lauf des Monats, in dem die ärztliche Feststellung getroffen 
wurde.

(2) Bei vorzeitiger Beendigung der stationären oder halbsta­
tionären Behandlung oder Ablehnung einer Verlegung in eine 
der im § 1 Abs. 1 Buchst, а genannten Einrichtungen sowie bei 
eigenmächtigem Abbruch der ambulanten Behandlung verliert 
der Kranke den Anspruch auf Sonderleistungen. i

§ 8

Entscheidungen und Beschwerdeverfahren
(1) Über die Gewährung bzw. Ablehnung von Sonderleistun­

gen entscheidet die für den Wohnsitz des Kranken zuständige 
PALT, deren Leiter beratender Arzt für das Fachgebiet Lun- ' 
genkrankheiten und Tuberkulose ist. Die Entscheidung erfolgt 
schriftlich, ist zu begründen, hat eine Rechtsmittelbelehrung 
zu enthalten und ist dem Betroffenen auszuhändigen oder zu­
zusenden.

(2) Gegen Entscheidungen der PALT über Sonderleistungen 
kann Beschwerde eingelegt werden. Die Beschwerde ist schrift­
lich oder mündlich unter Angabe der Gründe innerhalb einer 
Frist von 2 Wochen nach Zugang der Entscheidung bei der 
PALT einzulegen, die die Entscheidung getroffen hat. Die Be­
schwerde hat keine aufschiebende Wirkung.

(3) Uber die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 2 Wo­
chen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Beschwerde 
nicht oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, so ist sie in­
nerhalb dieser Frist dem zuständigen Rat des Kreises, Abtei­
lung Gesundheit»- und Sozialwesen, zuzuleiten. Der Einreicher

der Beschwerde ist davon zu informieren. Der Kreisarzt hat 
innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig zu entscheiden.

(4) Kann in Ausnahmefällen eine Entscheidung innerhalb 
dieser Frist nicht getroffen werden, ist rechtzeitig ein Zwi­
schenbescheid unter Angabe der Gründe sowie des voraus­
sichtlichen Abschlußtermins zu geben.

(5) Entscheidungen über Beschwerden sind schriftlich zu 
treffen und zu begründen. Sie sind dem Einreicher der Be­
schwerde auszuhändigen oder zuzusenden.

§9
Unpfändbarkeit, Steuer- und Abgabefreiheit

Sonderleistungen sind unpfändbar. Von den Sonderleistun­
gen werden Steuern und andere Abgaben nicht erhoben.

§10
Mitteilungen 

über Änderungen der Einkommensverhältnisse
(1) Die Empfänger von Sonderleistungein sind verpflichtet,

jede Änderung ihrer Einkommensverhältnisse (z. B. Bewilli­
gung von Renten, Arbeitsaufnahme, Änderungen in der Höhe 
des Einkommens, Hinzutreten weiterer Einkünfte) oder der 
Familienverhältnisse der zuständigen PALT unverzüglich mit­
zuteilen. "

(2) Gezahlte Sonderleistungen werden grundsätzlich nicht 
zurückgefordert. Werden jedoch durch Unterlassung der im 
Abs. 1 genannten Mitteilungen oder durch wissentlich unwahre 
Angaben des Tuberkulosekranken Sonderleistungen unrecht­
mäßig gewährt, so ist der zuviel gezahlte Betrag vom Emp­
fänger zurückzuzahlen. Der Anspruch der PALT auf Rück­
erstattung des zuviel gezahlten Betrages verjährt nach 2 Jah­
ren. Die Verjährungsfrist beginnt mit Ablauf des Kalender­
jahres, in dem die Sonderleistungen unrechtmäßig bezogen 
wurden.

§11
Kostenlose Heilbehandlung von Empfängern 

monatlicher Beihilfen und monatlicher Zuschüsse
Empfänger von monatlichen Beihilfen oder monatlichen Zu­

schüssen, die keinen Anspruch auf Heilbehandlung auf Kasten 
der Sozialversicherung der Arbeiter und Angestellten oder der 
Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der Deut­
schen Demokratischen Republik haben, werden für die Dauer 
der Zahlung dieser Sonderleistungen vom Ministerium für Ge­
sundheitswesen bei der Sozialversicherung der Arbeiter und 
Angestellten für die Heilbehandlung wegen der Tuberkulose 
versichert

§12
Schlußbestimmungen

(1) Diese Durchführungsbestimmung tritt mit ihrer Veröf­
fentlichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:
a) die Erste Durchführungsbestimmung vom 30. Üezember 

1961 zur Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung 
der Tuberkulose — Sonderleistungen für Tuberkulose­
kranke - (GBl. II 1962 Nr. 3 S. 13);

b) die Zehnte Durchführungsbestimmung vom 1. April 1970 
zur Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung der Tu­
berkulose — Sonderleistungen für Tuberkulosekranke — 
(GBl. II Nr. 39 S. 292);

c) § 6 der Elften Durchführungsbestimmung vom 1. April 
1970 zur Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung 
der Tuberkulose — Erkrankungen durch andersartige 
Mykobakterien — (GBl. II Nr. 39 S. 293).

Berlin, den 10. August 1976

Der Minister für Gesundheitswesen
OMR Prof. Dr. sc. med. M e c k l i n g e r


